
Die Anleitung der Kreisstaatsanwälte durch die 
Abteilung I hatte im Überprüfungszeitraum unter­
schiedliche Qualität. Gut war die Anleitung im zwei­
ten Quartal 1957 im Hinblick auf die Sicherung der 
Wahlen zu den örtlichen Organen der Staatsmacht. 
Hier haben es die Genossen verstanden, in Dienst­
besprechungen die bei den antidemokratischen Delik­
ten auftauchenden politischen Probleme zu klären und 
durch viele Instrukteureinsätze den Kreisstaatsanwäl­
ten zu helfen, Fälle der Staatsverleumdung politisch 
und rechtlich richtig einzuschätzen.

Diese gute Anleitung wurde im dritten Quartal nicht 
fortgesetzt. Ein mehrtägiger Einsatz im vierten Quartal 
in Halberstadt zeigte, daß bei dem Kreisstaatsanwalt 
wesentliche Mängel in der politischen Einschätzung der 
antidemokratischen Delikte bestehen. Er 'hatte eine 
Reihe Verfahren wegen Körperverletzung und Beleidi­
gung durchgeführt, die auf einer völligen Verkennung 
des angegriffenen Objekts beruhten und in denen 
Anklage wegen Widerstandes gegen die Staatsgewalt 
hätte erhoben werden müssen. Wegen dieser falschen 
Subsumtion sind auch meist die Strafen zu gering. 
Weitere Folge dieser fehlerhaften Strafpolitik war die 
zögernde Beantragung von Haftbefehlen, wodurch 
einige Täter flüchten konnten, und die viel zu häufige 
Anwendung des § 346 StPO im Anschluß an die Haupt­
verhandlung.

Auf der Grundlage der in Halberstadt gesammelten 
Erfahrungen und auf Grund von Hinweisen der 
Bezirksleitung der SED wurde die Staatsanwaltschaft 
Magdeburg (Stadt) überprüft und das gleiche unpoliti­
sche Herangehen an antidemokratiscne Delikte fest­
gestellt. In der Mehrzahl der Verfahren (4. Quartal), 
die Angriffe gegen Angehörige der Volkspolizei zum 
Gegenstand hatten, wurde wegen Beleidigung statt 
wegen Widerstandes gegen die Staatsgewalt oder 
Staatsverleumdung angeklagt. Neben dieser politisch­
rechtlich falschen Würdigung zeigte sich auch eine 
liberale Haltung bei den beantragten Strafen, denn es 
wurden überwiegend Geldstrafen beantragt und auch 
im Urteil auf sie erkannt.

So beantragte der Staatsanwalt von Magdeburg 
(Stadt) im Verfahren IIS 603/57 mit Strafbefehl eine 
Geldstrafe von 250 DM. Der Beschuldigte hatte einen 
Volkspolizisten in übler Weise beschimpft und ihm 
gedroht, „er werde ihn zu Mus schlagen, wenn er ihn 
in Zivil antreffe“. Der Beschuldigte wurde schließlich 
tätlich und bedrängte den Volkspolizisten, der sich 
nur noch unter Anwendung von Gewalt von ihm be­
freien konnte. — Die Strafe entspricht hier keineswegs 
der Forderung nach einem konsequenten Schutz un­
seres Staates und seiner Organe.

Auch im Verfahren IIS 653/57 entsprechen Straf­
antrag und Strafe dieser Forderung nicht. Der Beschul­
digte hatte im angetrunkenen Zustand an einer Bahn­
steigsperre auf dem Bahnhof in Magdeburg den Ver­
kehr des Publikums blockiert. Da der Reichsbahn- 
angestellte mit ihm nicht fertig wurde, forderte ihn 
ein hinzugekommener Volkspolizeiangehöriger zum 
Verlassen der Sperre auf. Der Beschuldigte beschimpfte 
den Volkspolizisten und schlug sofort auf ihn ein. 
Einer Schwester des Deutschen Roten Kreuzes, die für 
den Volkspolizisten Partei ergriff, schlug er ebenfalls 
ins Gesicht. — Die Strafe von drei Monaten Gefängnis 
mit sofortiger bedingter Strafaussetzung ist nicht ge­
eignet, derartige Rowdys in die Schranken zu weisen.

Audi Einzelanweisungen der Abteilung I an die 
Kreisstaatsanwälte zeigen eine Verkennung der Klas­
senkampfsituation durch die Mitarbeiter dieser Ab­
teilung. Das beweist folgender Fall: Während der 
Volkswahlen hetzte ein 45jähriger Bauer in der Öffent­
lichkeit gegen die Entwicklung der LPG, beschimpfte 
eine Gemeindevertreterin in übler Weise und bedrohte 
sie. Weiter hetzte er gegen die Regierung der DDR 
und verherrlichte das Wüten der Konterrevolution in 
Ungarn im Herbst 1956. — Der Kreisstaatsanwalt gab 
dieses Verfahren an die Abteilung I des Bezirksstaats­
anwalts ab zur Anklageerhebung vor dem Bezirks­
gericht. Daraufhin erhielt er ein langes Schreiben, in 
dem ihm die bittersten Vorwürfe gemacht wurden, weil 
er den Beschuldigten in Haft genommen hatte und ihn

nach Art. 6 der Verfassung bestraft wissen wollte. Die 
Abteilung I schlug vor, in dem Verfahren sechs Monate 
Gefängnis und sofortige bedingte Strafaussetzung zu 
beantragen. Nur der Beharrlichkeit des Kreisstaats­
anwalts ist es zu verdanken, <jaß der Beschuldigte 
schließlich doch vor dem Bezirksgericht angeklagt und 
zu Recht zu einem Jahr und sechs Monaten Zuchthaus 
verurteilt wurde.

Auch die wenigen Rechtsmittelverfahren zeigen, daß 
die Kreisstaatsanwälte keine Hilfe erhalten, um zu 
parteilichen Entscheidungen zu gelangen und sich 
gegenüber solchen Richtern durchzusetzen, die prin­
zipiell unter den schon milden Strafanträgen der 
Staatsanwälte bleiben, wie das z. B. in Kalbe/Milde der 
Fall ist.

Liberalistische Erscheinungen gibt es bei der An­
wendung der bedingten Verurteilung — und gab es 
vorher 'bei der Anwendung des § 346 StPO. Sie zeigen 
sich vor allem in der Anwendung dieser Strafart bei 
Waffendelikten und bei den falsch subsumierten anti­
demokratischen Delikten. So wurde bei derartigen 
Fällen § 346 StPO im Anschluß an die Hauptverhand­
lung dm vierten Quartal im Stadtkreis Magdeburg in 
rund 45%, in den Kreisen Klötze und Kalbe/Milde in 
rund 50% angewandt.

Politisch-ideologische Unklarheiten zeigen sich in 
bestimmten Anklageformulierungen und Plädoyers. So 
wird in vielen Anklageschriften,^ selbst bei Spionage- 
verfahren, zuviel von der Forderung gesprochen, die 
Angeklagten umzuerziehen, statt dem Täter und den 
Zuhörern klarzumachen, daß unser Staat vor den An­
schlägen seiner Feinde geschützt werden muß. Es ist 
kein Wunder, daß solche subjektivistischen Erwägun­
gen dann in den Urteilen wiederkehren.

Auch in der Strafpolitik der Abteilung II ist keine 
einheitliche Linie vorhanden. Positiv ist zunächst her­
vorzuheben, daß Verbrechen gegen das gesellschaft­
liche Eigentum richtig beurteilt werden. Strafanträge 
und Strafen entsprechen im wesentlichen der Notwen­
digkeit eines starken Schutzes des gesellschaftlichen 
Eigentums, wobei richtig differenziert wird. Das ist 
mit auf die ständigen Hinweise der Abteilung II zu­
rückzuführen. Unklarheiten bestehen jedoch bei der 
Abgrenzung der Körperverletzungs- und Beleidigungs­
delikte zu den Staatsverbrechen. Hier fehlt es an 
der Zusammenarbeit mit der Abteilung I. An diesem 
Ressortgeist liegt es, daß die ideologischen Unklar­
heiten den Instrukteuren der Abteilung II nicht auf­
fielen.

Nicht richtig hat die Abteilung II die Klassenkampf­
situation auf dem Lande eingeschätzt. In den aus­
gesprochen landwirtschaftlichen Kreisen Klötze und 
Kalbe/Milde wurden zwar Angriffe gegen die Innere 
Ordnung der LPG konsequent angeklagt, die Fälle 
böswilliger Nichtablieferung durch Großbauern jedoch 
nicht beachtet. Trotz ständiger Hinweise der Bezirks­
leitung der SED ging die Abteilung II nur sehr zögernd 
an diese Aufgabe heran. Es nimmt deshalb nicht wun­
der, daß das gleiche Zögern in den Kreisen zu beob­
achten ist. Im Kreis Klötze war dem Staatsanwalt seit 
Monaten bekannt, daß ein Großbauer, der über 
50 ha bewirtschaftet, sein Soll nicht erfüllt, aber 
41 Schweine verschoben hatte. Der Kreisstaatsanwalt 
leitete aber das Ermittlungsverfahren erst auf An­
weisung des Bezirksstaatsanwalts am 25. Februar 1958 
ein. Auch im Kreis Kalbe ist, obwohl der Kreisstaats­
anwalt etwas mehr Initiative zeigte, erst jetzt in einem 
Fall Anklage gegen einen nichtabliefernden Groß­
bauern erhoben worden. Zwei Verfahren befinden sich 
dort noch in der Ermittlung.

S p r a n g  e r  hat oben bereits dargelegt, daß sich 
das Bezirksgericht in seiner zweitinstanzlichen Recht­
sprechung zu einem „Rabattgericht“ entwickelt hat. 
Es bleibt hier festzustellen, daß die Abteilung II des 
Bezirksstaatsanwalts dieser Tendenz nicht nur nicht 
entgegenwirkte, sondern sie teilweise sogar unter­
stützte. Diese Praxis hatte negative Auswirkungen 
auf die Rechtsprechung im gesamten Bezirk. So wich 
z. B. ein Richter des Kreisgerichts Halberstadt in 
einer ganzen Reihe von Urteilen geringfügig ohne Be-
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